
ach einem tragischen Unfall im Februar 2019 in Höhe des 
Spielplatzes in der Mühlenstraße haben sich engagierte An-
wohner mit Unterstützung der Ball-Fraktion für ein Tempo 

30 für die viel befahrene Straße eingesetzt.
Im August des selben Jahres wurde der Bereich vom Senioren-

wohnheim bis zur Einmündung des Spielplatzes zum verkehrsberu-
higten Bereich benannt. Doch viele KFZ- und LKW-Fahrer fahren viel 
zu schnell durch diese Zone, da sie wohl irrtümlich der Meinung sind, 
dass hier immer noch Tempo 50 erlaubt ist. Um Kraftfahrer für ihr 
Tempo zu sensibilisieren, haben sich die unablässigen Bürger für die 
Anschaffung eines digitalen Geschwindigkeitsmessers (Smiley) ein-
gesetzt. Eine Anschaffung dieses
Messgerätes wurde noch 2019 im 
Bauausschuss der Stadt beschlos-
sen und für den Haushalt des Jah-
res 2020 eingestellt. Nun freuen 
sich die Anwohner auf eine zeit-
nahe Installation des Smiley.
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Hartz IV-
Sätze 
200,–Euro 
rauf ! 

Rüstung 
steigt auf 
50 Mrd.
Euro 

www.ball-barmstedt.de

BALL fordert Unterstützung der Kulturschusterei  

Erneutes Schustersterben 

uf Initiative des Sozialaus-
schussvorsitzenden Klaus
Kuberzig von der BALL

hatte sich im Juni eine Arbeits-
gruppe gebildet, die sich zur Auf-
gabe gestellt hatte, Vorschläge 
zur Verbesserung des öffentlichen 
Nahverkehrs in Barmstedt zu erar-
beiten. Beteiligt daran waren Ver-
treterInnen der Fraktionen und
der Verwaltung sowie der Senio-
renbeirat und die Behinderten-
beauftragte. In zwei Beratungen 
wurden von dieser AG Ziele for-
muliert, die mit den Verantwort-
lichen des Kreises abgestimmt 
wurden. 

Einige dieser Punkte werden 
jetzt zum Fahrplanwechsel am
13. Dezember umgesetzt. Dazu
gehört unter anderem eine deut-
liche Verbesserung der Taktung 
der Buslinien – auch an den Wochen-
enden! – und ein erheblicher Aus-
bau des Systems des „Anruf-Sam-
mel-Taxis“ (AST – auch „Anrufbus“ 
genannt).

Es handelt sich hierbei um die
Buslinie 6549. Neben den bishe-
rigen 15 Haltestellen werden jetzt
weitere 19 Haltestellen in der Stadt
eingerichtet. Dabei sind die ent-
standenen Neubaugebiete berück-
sichtigt worden sowie andere bis-

A

Anruf-Sammel-Taxi (Bus)

Jetzt ist es amtlich

herige „weiße Flecken“ wie der 
Norden. Außerdem werden die 
umliegenden Gemeinden ange-
fahren.

Eine weitere Neuerung: Der Bus 
fährt jetzt mindestens stündlich:
Wochentags 
von 06:40 Uhr bis 23:36 Uhr
Sonnabend 
von 08:35 Uhr bis 23:38 Uhr

Sonntags 
von 09:35 Uhr bis 23:38 Uhr.
Diese Erweiterungen dürften be-
sonders auch Jugendliche freuen.
Vielen von Ihnen ist das System
der AST bisher wohl nicht bekannt.
Deshalb hier eine kurze Informa-
tion dazu.
Erste Besonderheit: Es heißt 
zwar Taxi aber tatsächlich fährt 

ein Kleinbus.
Zweite Besonderheit: Es gibt 
einen Fahrplan, aber der Bus fährt
nur bei Bedarf. Das heißt, Sie müs-
sen den Bus telefonisch – mind. 
1 Stunde vor Fahrtantritt – an-
fordern. Die Telefon-Nr. lautet: 
04122-909844.
Beispiel: Sie wohnen im Meßhorn
und wollen am Donnerstag vor-

mittag zum Wochenmarkt. Ihre 
nächstgelegene Haltestelle ist Meß-
horn oder Friedhof. Dort werden 
Sie laut Plan um 08:11 Uhr abge-
holt. Das heißt, dass Sie spätes-
tens kurz nach 07:00 Uhr anrufen 
und Ihre Bestellung aufgeben müs-
sen. Und sinnvollerweise buchen 
Sie auch gleich eine passende 
Rückfahrt.

Die Fahrpreise betragen inner-
halb Barmstedts 2,50 Euro für Er-
wachsene und 1,50 Euro für Kinder.
Barmstedt und Umland kosten 
3,00 Euro / 2,00 Euro.

Diese Ausweitung des Nahver-
kehrs ist erfreulich. Inwieweit da-
mit auch den Wünschen vor allem 
unserer älteren Mitbürgerinnen 
und Mitbürger entsprochen wird, 
muss sich in den nächsten Mona-
ten zeigen.

Es gibt aber eine Reihe weite-
rer Überlegungen und Vorschläge, 
die sicherlich die Attraktivität un-
serer Stadt erhöhen würden. Da-
zu gehört die Fahrplanerweite-
rung der AKN (Fahrt auch nachts), 
die unbedingt notwendige Barrie-
refreiheit des „Kuddl“ oder auch 
eine Busanbindung an die S-Bahn 
(Pinneberg).

N
Endlich SMILEY

m Sommer 2015 eröffnete 
im Herzen der Barmstedter 
Innenstadt im ehemaligen 

Kino die Kulturschusterei als Ver-
anstaltungsort für Konzerte, The-
ater, Comedy, Lesungen und wei-
terem abwechslungsreichen Pro-
gramm. Damit ist sie vielen Barm-
stedter*innen ans Herz gewach-
sen und eine wichtige Einrichtung 
für Barmstedt und den Kreis Pin-
neberg und ein kultureller Gewinn 
für die gesamte Region mit im 
Jahre Tausenden von Besuchern. 
Mit ihrer die Innenstadt prägen-
den und belebenden Lage am 

Marktplatz und ihrer überregiona-
len Strahlkraft und Sympathiewer-
ten gewährleistet sie im Rahmen 
ihres Programms eine ökonomi-

sche, geistige und kulturelle Viel-
falt, die unsere Kommune und 
unsere Gesellschaft bereichert. 
Diese Vielfalt ist nun in Gefahr, 
durch die Corona-Maßnahmen 
musste die Kulturschusterei am 14. 
März 2020 schließen. Die erste 
Soforthilfe wurde beantragt und 
genehmigt und es konnten die 
laufenden Kosten bis Juni gedeckt 
werden. Bei nachfolgenden Hilfs-
programmen ist die Kulturschuste-

rei aus unterschiedlichen Gründen 
nicht berücksichtigt worden (z. 
B. aufgrund von zu viel Umsatz 
durch eigene „Retter-Aktionen“, 
zu wenig Musik-Programme, …). 
Hinzu kam ein Wasserschaden, 
der die Wiedereröffnungspläne 
durchkreuzte. Seit Mitte März 
konnte daher lediglich eine Veran-
staltung stattfinden und diese mit
 coronabedingt begrenzter Besu-
cherzahl. Bereits im September

hatte der Betreiber eine Anfrage
zur Unterstützung gestellt. Diese
wurde im Hauptausschuss bespro-
chen und an die Fraktionen zur 
Beratung „überwiesen“. Förde-
rung für die Veranstaltungskultur 
gab und gibt es – wenn auch 
meist sehr sparsam. So erhalten
verschiedene Akteure wie 
Märkte , die Galerie auf der 
Schloßinsel, Städtepartnerschaf-
ten Unterstützung. Die BALL hält
es für Notwendigkeit auch die 
Kulturschusterei zu unterstützen
und hat daher einen entsprech-
enden Antrag gestellt. Uns geht 
es dabei um die Erhaltung und 
Förderung eines herausragen-
den Kulturangebots, denn dem 
Kulturbetrieb wurde im Zuge 
der Corona-Maßnahmen der Be-
trieb untersagt. Unverschuldet 
steht die Kulturschusterei nun 
vor dem endgültigen Aus.
Sie können die Kulturschuste-
rei auch direkt unterstützen:
Durch Retteraktionen auf der 
Seite www.kulturschusterei.
de oder eine Spende über 
paypal.  Beide Links befinden 
sich auf unserer Homepage 
www.ball-barmstedt.de.

Es fehlen Intensivbetten, für eine 
erheblich bessere Bezahlung und 
vor allem auch bessere Arbeits-
bedingungen für Kranken- und 
Altenpflegekräfte und Kranken-
hausärzte ist kein Geld da. Die 
Armut in Deutschland befindet 
sich auf einem Rekordhoch. Rund 
13,2 Millionen Menschen lebten 
schon im vergangenen Jahr in 
Armut und durch die lockdown-
Maßnahmen wird diese weiter 
steigen. Stattdessen: Im nächsten 
Jahr will die CDU/CSU/SPD-Re-
gierung die Rüstungsausgaben 
auf rd. 50 Mrd. EURO steigern. 
Aber weitere viele Milliarden an 
Militärausgaben sollen folgen, 
um den Forderungen der USA 
und der Nato nachzukommen. 
Oder aber – so die SPD-Bundes-
tagsfraktion – zusätzlich sollen 
auch noch weitere Milliarden in 
eine EU-Armee gesteckt werden, 
damit die französischen und deut-
schen Rüstungskonzerne besser 
wegkommen. Heller Wahnsinn.

ie Armutsquote in 
Deutschland ist hoch wie
noch nie – so der aktuelle

Bericht des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands. Mit 13,2 Milli-
onen Menschen (15,9 Prozent) 
wurde der höchste Wert seit 
30 Jahren erreicht. Besonders 
häufig von Armut betroffen: 
Alleinerziehende, Arbeitslose 
und kinderreiche Familien, aber 
auch viele Erwerbstätige und 
Rentner mit niedrigem Einkom-
men. Allein in Barmstedt leben 
etwa 10 % der Menschen (rd. 
1.000 Personen) von Hartz IV, 
Grundsicherung oder Sozialhilfe. 
Die Gefährdung von Tourismus, 
Gastronomie, Kultur und Einzel-
handel durch die lockdown-Maß-
nahmen werden Armut und so-
ziale Ungleichheit noch einmal
spürbar verschärfen. Da ist es 
ein absoluter Witz, wenn CDU/
CSU/SPD zum 1.1.2021 den 
Hartz-IV-Lebensunterhaltssatz 
für alleinstehende Erwachsene
auf lediglich 446,– Euro monat-
lich erhöhen – nur 14,– Euro 
mehr als bislang. In den letzten 
Monaten sind die Preise für Obst
und Gemüse in schwindelnde 
Höhen gestiegen, die nächsten 
Strompreiserhöhungen sind an-
visiert. Die BALL unterstützt die
Forderungen von Sozialverbän-
den, der LINKEN und der Grünen
im Bundestag sowie der Gewerk-
schaft verdi nach sofortiger Er-
höhung der Hartz-IV-Sätze. Der
Paritätische Wohlfahrtsverband
verlangt eine sofortige Anhe-
bung des Hartz-IV-Satzes auf 
mindestens 644,– Euro sowie 
für Kinder eine eigenständige 
bedarfsgerechte Kindergrundsi-
cherung.  Die BALL unterstützt 
weiterhin zur Vermeidung von 
Armut die Forderungen nach 
einer deutlichen Anhebung der 
Mindestlöhne auf  13,– Euro 
sowie nach einer Grundrente, 
die deutlich über der Sozial-
hilfegrenze liegt. Während die 
Bundesregierung mit vielen Mil-
liarden Euro u. a. Konzerne un-
terstützt, die vor kurzem noch 
Milliardengewinne gemacht 
haben, leben immer mehr in 
sozialer Not.
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ie BALL hat seit dem Jahr 
2014 immer wieder auf 
die Notwendigkeit zur 

Schaffung weiterer Kitaplätze  
hingewiesen. Nach langem Rin-
gen beschloss die Stadtvertre-
tung eine neue KiTa im B-Plan 72b 
(Düsterlohe) zu errichten. Dieser 
Standort wurde jedoch von der 

Heimaufsicht abgelehnt, da die 
Außenfläche zu klein gewesen 
wäre. Die BALL schlug daraufhin 
ein Grundstück im B-Plan 72a

vor. Dieser Standort ist dann 
2018 beschlossen worden.

Mittlerweile ist die Umsetzung 
in vollem Gange. Die mit dem 
Grundstück zusammenhängen-
den Fragen sind weitgehend ge-
klärt. Ein renommierter Verein 
aus dem Kreis Pinneberg wird 
die Kita betreiben, in der dann 

drei Krippen- und zwei Elemen-
targruppen eingerichtet werden 
sollen.

Bis dort die ersten Kinder ein-
ziehen, wird es eine Übergangs-
lösung im ehemaligen „Papier-
Schmidt-Komplex” in der Berliner 
Straße geben. Hier sollen im 
Frühjahr – so der Plan – zwei 
Krippengruppen eingerichtet 
werden. Auch dies beschloss die 
Stadtvertretung im Dezember. 

D
Klaus Kuberzig
Vorsitzender des
Ausschusses für
Jugend u. Soziales

Helmut Welk
Bau- und Umwelt-
ausschuss

m Bebauungsplan aus dem 
Jahre 2003 wurden für die 
Belieferung der Meierei/

Käsefabrik max. 125 LKWs pro 
Tag (250 An- und Abfahrten) 
genehmigt. 

Zehn Jahre später hat die An-
wohnerinitiative „Mut zur Ver-
nunft“ zwei Zählungen der LKW-
Bewegungen in der Mühlen-
straße und auf dem Betriebs-
gelände der Meierei/Käsefabrik 
vorgenommen. Beide Zählungen 
ergaben, dass der im B-Plan ge-
nehmigte LKW-Anzahl nicht 
eingehalten wurde. Außerdem 
zählte die Initiative die Fahrten 
bzw. Haltephasen mit ausge-
schaltetem Motor und wieder 
Neustarten auf dem Gelände. 
Hier ergaben sich bis zu 380 
LKW-Bewegungen. Nach der 
Veröffentlichung dieser Ergeb-
nisse versicherte die Geschäfts-
leitung der Meierei/Käsefabrik, 

I
Mehr Fragen als Antworten

dass die Vorgaben von 2003 
bezüglich der Anzahl der LKW-
Bewegungen trotz gestiegener 
Milchmengen immer noch einge-
halten werden.

Auf der Internetseite der 
Meierei/Käsefabrik werden die 
Milchmengen sowie die Produk-
tionszahlen für den Absatz von 
Käse, Butter, Milchkonzentrat und 
Molkenkonzentrat veröffentlicht. 
Im Jahre 2005 wurden 423 Milo. 
kg Rohmilch angeliefert, 2013 wa-
ren es bereits 701 Milo. kg und 
für 2017 veröffentlichte die Meier-
ei/Käsefabrik 957 Milo. kg Milch
anliefermengen. Die etwa gleichen 
Mengen an verarbeiteten Milch-
produkten werden ebenfalls wie-

der ausgeliefert. Die Anwohner 
gehen davon aus, dass die Anzahl 
der LKW-Bewegungen ähnlich 
stark angestiegen ist.

Um diesbezüglich eine Klä-
rung herbeizuführen, stellte die 
BALL-Fraktion folgende Fragen 
an den Bau-/Umweltausschus:
1) Wer kontrolliert, ob die Vor-
gaben (bezüglich der LKW-Bewe-
gungen) eingehalten werden?
2) Wann wurden die letzten Kon-
trollen durchgeführt? Mit wel-
chen Ergebnissen?
3)  Wurde und wird die Stadt 
über die Kontrollergebnisse in-
formiert?
4)  Welche Konsequenzen 
hätte eine Nichteinhaltung der 
B-Planvorgaben? 
Die Stadtverwaltung leitete die 
Fragen an das zuständige Landes-
amt für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume (LLUR) wei-
ter. Im Bau-/ Umweltausschuss 

wurden die schriftlichen Ant-
worten vorgetragen. Danach 
überwache das LLUR im Rahmen 
von „Vor-Ort-Inspektionen” die 
Milchproduktion der Meierei /
Käsefabrik. Die letzte Inspektion 
soll Mitte 2017 stattgefunden 
haben. Die Stadt werde über die 
Ergebnisse nicht informiert. Eine 
täglich vom LLUR genehmigte 
Milchmenge von 1.800 t werde 
nicht überschritten. „Ein mehr an 
LKWs würde ein Abweichen von 
dem genehmigten Stand darstel-
len und könnte im Rahmen eines 
immissionsschutzrechtlichen 
Ordnungswidrigkeitenverfahrens 
geahndet werden.” 

Aus der windelweichen Beant-
wortung der Fragen durch das 
LLUR ergeben sich jede Menge 
neuer Fragen. Eine Klärung über 
die tatsächliche Anzahl der LKW-
Bewegungen lässt sich letztend-
lich nur durch offizielle Zählun-
gen herausfinden. Wie lange dies 
die Mehrheit in der Stadtver-
tretung noch verhindern kann, 
bleibt abzuwarten.

Neue Kita nimmt Gestalt an 

achdem im September
der Ausbau der Kamp-
straße und der Neuen 

Straße beschlossen wurde, stan-
den am 18.12.2018 die Abstim-
mungen über die Bauprogram-
me auf der Tagesordnung der 
Stadtvertretung. Zuvor gab es 
mit den Anliegern der Straßen je 
eine Informationsveranstaltung. 
Auf den gut besuchten Veranstal-
tungen stellte das Planungsbüro 
den Anliegern noch einmal die 
unterschiedlichen Fahrbahnaus-
baumöglichkeiten wie Asphalt, 
Betonsteinpflaster oder die Neu-
verlegung mit den vorhandenen 
Granitsteinen vor. Nach einer ein-
gehenden Diskussion wurden die 
Anlieger aufgefordert, über den 
gewünschten Fahrbahnausbau 
abzustimmen. In beiden Informa-
tionsveranstaltungen haben sich 
über 95 Prozent der anwesenden 
Anlieger für eine Wiederverle-
gung mit den vorhandenen Gra-
nitsteinen ausgesprochen. Die 
Hauptargumente dafür waren, 
dass der historische Charakter der 
Straßen erhalten bleiben soll und 
die lange Haltbarkeit des Straßen-
belages. Legt man die Kosten für 
die Verlegung auf die Haltbar-

N keitsjahre um, ist diese Variante 
mit Abstand die kostengünstigste 
und ökologisch sinnvollste.

Die BALL ist entsprechend ih-
rer Aussagen vor der Kommunal-
wahl für den Ausbau der Straßen 
mit den vorhandenen Granitstei-
nen eingetreten. Deshalb stellte 
die BALL in der Stadtvertretung 
den Antrag die Pflasterung mit 
den vorhandenen Granitsteinen 
durchzuführen. Die BALL-Fraktion, 
die GRÜNEN sowie ein FWB-
Stadtvertreter unterstützten die-
sen Antrag, doch eine Mehrheit 
von CDU, SPD und FWB über-
gingen das klare Anliegervotum 
und stimmten dagegen. BALL-
Stadtvertreter Helmut Welk: „Es 
stellt sich die Frage, warum eine 
Anliegerbefragung gemacht wird, 
wenn diese nicht berücksichtigt 
wird.“ Jetzt soll die Kampstraße 
mit grauem Betonsteinpflaster 
ausgebaut werden. 

Bei der Beratung und Be-
schlussfassung über den Ausbau 
der Neuen Straße schloss sich 
dann die FWB-Fraktion dem 
BALL-Antrag an, so dass hier der 
Ausbau mit den vorhandenen 
Granitsteinen eine Mehrheit fand. 

Anliegeranhörung Kampstraße/
Neue Straße nur halb beachtet

er AZV (Abwasser-
zweckverband) erhöht 
die Benutzungsgebühr 

für Schmutzwasser zum 1.1.2019 
um 8.4 % auf 1,55 Euro/m3. Die 
Regenwassergebühr steigt gleich 
um 17.9 % auf 0.46 Euro/m2. 
Nur die Meierei bleibt von einer 
Gebührenerhöhung verschont 
und zahlt weiterhin 0,19 Euro/m3 
für die „industrielle Abwasserbe-
seitigung“. Mehr als fragwürdig 
ist, dass der Meierei/Käsefabrik 
die Einleitung ihrer Abwässer in 
das Regenwassernetz genehmigt 
wurde, weil diese so sauber sei-
en. Der Hauptskandal aber ist, 
dass die Meierei lächerliche 0,19 
Euro/m3 an Einleitungsgebühr 

D zahlt, während die Bürgerinnen 
und Bürger, die ihre sauberen 
Abwässer nicht in die Regenwas-
serkanalisation einleiten dürfen, 
1,55 Euro/m3 zahlen. Durch die 
runtergerechnete Sondergebühr 
für die Meierei gehen dem AZV 
jährlich einige Hunderttausend 
Euro an Einnahmen verloren, die 
für Umweltschutzmaßnahmen 
oder die Gebührensenkung für 
die Bürgerinnen und Bürger 
verwendet werden könnten. Die 
BALL forderte die Bürgermeiste-
rin auf, als städtische Vertreterin 
im Abwasserzweckverband sich 
für eine Beendigung dieser extre-
men Ungerechtigkeit einzusetzen.

Abwassergebühren steigen
stark  – nicht für alle

achdem der Schulverein 
die Trägerschaft für die 
Mensa an der Gottfried-

Semper-Schule in den Sommerfe-
rien gekündigt hat, ist die Stadt 
weiterhin auf der Suche nach 
einer langfristigen Lösung für die 
dortige Essensversorgung. Wie 
bereits in der letzten BALL-Zei-
tung berichtet, ist der Verein IN 
VIA aus Hamburg kurzfristig 
eingesprungen und stellt seit den 
Sommerferien ein Mittagsange-
bot für Schüler und Lehrer bereit. 
Ein Frühstücksangebot gibt es 
seither leider nicht mehr. Da zum 
Ende des ersten Schulhalbjahres 
nicht die von IN VIA gewünsch-
ten Essenszahlen erreicht wurden, 

N
Wer kocht zukünftig für die Schüler?

wird der Verein die Mittagsver-
sorgung nur dann aufrechterhal-
ten, wenn die Stadt das Defizit 
finanziell ausgleicht. Einer ersten 
Schätzung von IN VIA zu-folge 
könnte sich der Betrag bis Ende 
des Schuljahres auf 15.000 Euro 
belaufen. Derzeit wird das von

IN VIA definierte Ziel von täglich
120 Essen um ca. 40 Essen ver-
fehlt. Der Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport hat sich im 
November für die Bildung einer 

Arbeitsgruppe bestehend aus 
Vertretern der Fraktionen, der 
Schulen und der Verwaltung 
ausgesprochen, die Ende Januar 
erstmals tagt. Des Weiteren hat 
die BALL-Fraktion die Bürgermeis-
terin in der letzten Stadtvertreter-
sitzung die Bürgermeisterin Frau 
Döpke gebeten, zu Fragen be-
züglich des Themas Auskunft zu 
geben (Die Fragen im Detail und 
vieles mehr finden Sie auf unserer 
Homepage www.ball-barmstedt.
de unter „Aktuelles“) 
Die BALL wird sich dafür einset-
zen, dass es schnellstmöglich wie-
der ein Frühstücksangebot an der 
GSS gibt und die Mittagsversor-
gung mit gesundem und leckerem 

Essen auch über das Schuljahr 
hinaus aufrechterhalten wird. Um 
eine Abhängigkeit von externen 
Trägern und hohe Ausgleichszah-
lungen durch die Stadt an selbige 
zu vermeiden, wird sich die BALL 
für den Betrieb der Mensa durch 
die Stadt in Eigenregie ausspre-
chen. Eine sehr gut ausgestattete 
Küche ist bereits vorhanden und 
kann durch entsprechendes Per-
sonal genutzt werden. Die Stadt 
sollte es sich nicht nehmen lassen, 
die Kontrolle über die Qualität 
des Essens und die Kosten für die 
Schüler zu behalten und hilfebe-
dürftigen Familien ein kostenlo-
ses Mittagessen für die Kinder zu 
ermöglichen.

Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

m 18.12.2018 fiel in der 
Sitzung der Stadtvertre-
tung bei sechs Enthaltun-

gen aus der FWB- und der CDU-
Fraktion der Beschluss, neue Räum-
lichkeiten für die Stadtbücherei 
im ehemaligen „REWE / Stadt-
Hamburg-Komplex” vorzusehen. 
Die BALL-Fraktion hatte einen 
entsprechenden Antrag einge-
bracht. Bereits am 05.11.2018 hat-
te der Bauausschuss sich dafür 
ausgesprochen, die neuen Räum-
lichkeiten durch einen Investor 

A
Neuer Standort beschlossen

dort bauen zu lassen und diese 
dann zu erwerben. Ein klares „Ja“ 
für eine neue Bücherei hätte es 

auch schon in der Stadtvertre-
tersitzung am 25.08.2018 geben 
können. Da aber der Standort 
nicht endgültig geklärt war, wur-
de zunächst der Beschluss für den 

Umzug der Bücherei in neue 
Räumlichkeiten gefasst. Die jetzt 
erfolgte Festlegung auf einen 
Standort kann also durchaus als
 Erfolg gewertet werden, jedoch 
einer von vielen, die noch wer-
den folgen müssen. Weitere Än-
derungsvorschläge werden sicher-
lich kommen und eine konkrete 
Umsetzung des formulierten Zie-
les weiter aufschieben. Die Ver-
waltung beziffert die zu erwar-
tenden Kosten bei geplanten 650 
m2 Nutzfläche (zum Vergleich: die

 jetzige Bücherei hat 257 m2) auf 
etwa 1.105.000,– Euro, wobei 
Spezialtechnik wie z.B. die Belüf-
tung noch nicht enthalten sind.
 Nach dem Beschluss der Stadt-
vertretung ist jetzt zunächst der 
Schul- und Kulturausschuss auf-
gefordert , den konzeptionell 
begründeten Raumbedarf festzu-
legen. Außerdem sollen der Bau-
ausschuss und ggf. der Hauptaus-
schuss die baulichen und kosten-
mäßigen Details in Orientierung 
am vorliegenden Kostenrahmen 
beschließen. Die BALL wird wei-
terhin ihren Beitrag leisten, dass 
es bei der Realisierung einer neu-
en Stadtbücherei voran geht.

AWO-KiTa Wasserläufer: 
Ausbau beschlossen

Die Stadtvertretung brachte mit 
einem einstimmigen Beschluss die 
Sanierung und Vergrößerung der 
AWO-Außenstelle „Wasserläufer“ 
im Sporthaus Heederbrook voran. 
Diese hatte aufgrund räumlicher 
Mängel nur noch eine Betriebser-

laubnis bis Ende 2019. Jetzt 
werden die Umkleideräume für 
den Sportplatz zu zwei KiTa-
Gruppenräumen für 40 Kinder 
umgebaut, im Obergeschoss 
bleiben zwei weitere Gruppen-
räume für 30 Schulhortplätze. 
Umbaukosten: rd. 900.000,– 
Euro. Die Sportler werden dann 
die Umkleideräume in der 
Sporthalle nutzen.

Henrik Pünner
Hauptausschuss



20.000 neue Sozialwohnungen 
gebaut, allerdings fallen jedes 
Jahr mindestens 50.000 weg, 
weil die sogenannte Bindungsfrist 
ausläuft. Innerhalb der Bindungs-
frist, die je nach Bundesland 15 
bis 30 Jahre betragen kann, muss 
eine Wohnung als Sozialwohnung 
vermietet werden. Danach kann 
sie theoretisch wieder teurer 
vermietet werden. Da haben 
Immobilieninvestoren das „Beton-
gold“ für sich entdeckt, kaufen 
ganze Wohnviertel auf, um sie 
dann teuer neu zu vermieten. 
Unterstützung erhielten diese von 
den verschiedenen Bundesregie-
rungen in Berlin. In vielen Städten 
regt sich der Widerstand gegen 
ständige Mietpreissteigerungen. 
Immer mehr Unterstützung finden 
Forderungen nach Mietpreisstopp 
und Überführung der Wohnun-
gen großer Immobilienkonzerne 
mit teilweise hunderttausenden 
Wohnungen in gemeinnütziges 
Eigentum.

I
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Undurchsichtige 
Planung des AZV

Lärmaktionsplan: 
Tempo 30 erster Schritt

m Frühjahr ließ der Ab-
wasser Zweckverband (AZV)
im Krückaupark eine Flä-

che von ca. 9.000 qm roden, 
da laut eigenen Aussagen das 
bestehende Regenwasserrück-
haltebecken mittlerweile viel zu 
klein sei. Zuvor hatte der AZV 
im Bauausschuss der Stadt stets 
von einer Fläche von 6.000 qm 
gesprochen, was im Nachhinein 
als „Zahlendreher“ dargestellt 
wurde. In der letzten Sitzung 
des Bauausschusses stellte der 
AZV seine neueste Planung 
vor, die vorsieht, zusätzlich 
weitere 2.000 qm zu roden, um 
das Regenrückhaltebecken zu 

vergrößern. Dieses Vorgehen 
wirft Fragen auf. Schon länger 
steht fest, dass die Barmstedter 
Meierei/Käsefabrik gewaltige 
Mengen Abwässer kostengün-
stig ins Regenwassernetz abführt. 

Die BALL wollte daher vom AZV 
wissen, um welche Menge es 
sich handelt. Der AZV konnte er-
neut lediglich Zahlen vorlegen, 
die auf Messungen der Meierei/ 
Käsefabrik selbst beruhen und 
war nicht in der Lage objektive 
Daten zu liefern.  Zumindest 
kann angezweifelt werden, dass 
die Menge sich auf 180.000 Ku-
bikmeter beläuft, wie neuerdings 
behauptet. Alleine die im Jahre 
2019 verarbeitete Menge an  
Milch betrug 1,4 Mrd. kg und es 
ist allgemein bekannt, dass die 
Meierei jährlich Hunderttausen-
de Kubikmeter Wasser ver-
braucht. Es stellt sich also die 

Frage, ob in Barmstedt auf Kos-
ten aller Bürger Flächen haupt-
sächlich deswegen gerodet wer-
den, um die Abwässer der Meie-
rei/Käsefabrik zu bewältigen. 

er Kraftfahrverkehr in 
Barmstedt hat – wie 
überall – zugenommen

und wird voraussichtlich auch 
weiterhin zunehmen. Da Barm-
stedt mit seinem historisch ge-
wachsenem Straßennetz kaum
über gut ausgebaute Hauptver-
kehrswege verfügt, zeigt sich 
diese Problematik im gesamten
Stadtgebiet. Vor allem die  Durch-
fahrtsstraßen, wie Hamburger 
Straße, Feldstraße, Brunnenstra-
ße, Moltkestraße etc., sind sehr 
stark belastet und nicht mehr 
ausbaufähig.

Besonders die Strecke Pinne-
berger Landstraße - Spitzerfurth

– Mühlenweg, die einst als Orts-
umgehung geplant war, hat ein 
extrem hohes Verkehrsaufkom-
men, sodass die überörtlichen 
Behörden einen Lärmaktions-
plan für den ersten Teilabschnitt 
fordern. Darum sprachen sich
BALL und Grüne als erste schnell
und kostengünstig umzusetzen-
de Maßnahme für eine Geschwin-
digkeitsbegrenzung von Tempo 
30 auf der Pinneberger Land-
straße bis zum Kreisel (Abzweig 
Spitzerfurth) aus. Zudem fordern
wir einen gesicherten Überweg
zwischen Seepark und Wald. 
Gerade dieser Weg ist bei Rad-
fahrern, Wanderern, Joggern 
und Spaziergängern sehr beliebt
und führt zudem zum Wald-
spielplatz. Ein gefahrloses Pas-
sieren der Pinneberger Landstra-

ße ist aber kaum möglich.
Wir sind der Meinung, dass 

es dem Erholungsort Barmstedt 
nicht gut zu Gesicht steht, dass 
mitten durch sein grünes Herz 
jährlich über 3 Mio. Fahrzeuge 
beinahe unkontrolliert rasen kön-
nen, denn nur wenige halten 
sich an die vorgeschriebene Ge-
schwindigkeit.

Selbstverständlich sind Stra-
ßen für den Kraftfahrzeugver-
kehr da, aber das steigende Ver-
kehrsaufkommen kann nicht zu 
Lasten der Anwohner und der 
Lebensqualität in unserer Stadt 
gehen. Barmstedt braucht drin-
gend ein aktualisiertes Verkehrs-
konzept, welches Tempo 30 im

gesamten Stadtgebiet und auch 
auf den Durchgangsstraßen 
möglich machen muss. Eine Zeit-
ersparnis von 2-3 Minuten pro 
Fahrt sollte nicht wichtiger sein 
als die Gesundheit der Bürger, 
auch wenn einige Teile der CDU-
und der FWB-Fraktionen offen-
sichtlich diese Auffassung vertre-
ten. Gleichzeitig muss das Rad-
verkehrsnetz und der ÖPNV 
besser ausgebaut werden. Nur 
dann ist eine sinnvolle Verkehrs-
planung möglich.
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tliche Anwohner am 
Mühlenweg (L 75) sind 
genervt von der Lärm- 

und Verkehrsbelastung und 
haben von der Stadt Verbes-
serungen gefordert , u . a . Ge-
schwindigkeitsreduzierungen. 
Diese führen zu reduzierter 
Lärm- und Schadstoffbelas-
tung. Verkehrszählungen in der 
zweiten Augusthälfte zeigten 
auf, dass fast die Hälfte der 
Fahrzeuge zu schnell fuhr. Die 
Verwaltung hat auf die Einga-
ben der Bürger Anfang Novem-
ber 2019 eine Zusammenkunft 
der zuständigen Stellen (u. a. 
Kreis; Landesbetrieb Straßen-
bau; Polizei) veranlasst, doch

die erhofften Verbesserungen 
für die Anlieger blieben bis-
lang aus. Die Belastungen für 
die Anlieger seien für eine 
Landesstrasse nicht unüblich. 

Auch die absolut einfachste, 
kostenlose und wirkungsvolls-
te Maßnahme – Geschwindig-
keitsreduzierung auf Tempo 
30 – sei aufgrund komplizier-
tester Verordnungen nicht 
möglich, zumindest nicht jetzt. 
Die Stadt werde aber einen 
Lärmaktionsplan erstellen, der 
auch weitere stark belastete 
Straßen berücksichtigen solle. 
Es bleibt vorerst die Feststel-
lung, dass zur Lärmreduzie-
rung die betroffenen Anlieger 
zunächst etwas Lärm machen 
müssen.

Mühlenweg:

Tempo
runter ei Starkregen kommt es 

oft zu Überschwemmun-
gen der Kleingärten und 

Wiesen entlang des innerstädti-
schen Bereichs der Krückau. Die 
Gründe dafür sind der schnell 
ansteigende Wasserpegel der 
Aue und damit verbunden der 
eingeschränkte Abfluss des Ober-
flächenwassers (Regenwassers) 
in die Krückau. Um einen Rück-
stau ins Barmstedter Regenwas-
sersystem zu vermeiden, hat 
die Stadt bereits 1991 am Küs-
terkamp, hinter dem Aldi-Markt, 
ein 2.180 m3 großes Regen-
wasserrückhaltebecken gebaut. 
Zwanzig Jahre später musste 
man feststellen, dass durch den 
Eintrag von Sedimenten aus der 
(Regenwasser)entwässerung 
von Wohnflächen und Straßen 
das Rückhaltebecken erheblich 
verschlammt war. Durch eine 
Entschlammung konnte 2011 
zwar das Rückhaltevolumen ge-
halten werden, aber durch die 
zunehmende Versiegelung im 
Stadtgebiet kann es nicht mehr 
den Anforderungen genügen. 

Mit der Ansiedlung der Meie-
rei/Käsefabrik in der Mühlen-
straße verschärften sich die Pro-
bleme des Regenwassersystems.
Der Meierei/Käsefabrik wurde 
nämlich erlaubt, ihre industriel-
len Abwässer (Brüdenwasser) 

E

Regenrückhaltebeckenerweiterung am Küsterkamp:

Immer mehr industrielles Abwasser

BALL-Fraktion gegen Strompreiserhöhung:

Strompreise sollen weiter steigen 

kostengünstig in das Regenwas-
serkanalnetz einzuleiten. Eine 
Einleitung in das Abwassernetz 
wäre wesentlich teurer für die 
Meierei/Käsefabrik. Durch die 
jährlich steigende Produktion 
fällt immer mehr Brüdenwasser 
an. Mittlerweile sind das meh-
rere Hunderttausend Kubikme-
ter jährlich. Dies führt zu einer 
Überforderung der Aufnahme-
fähigkeit des Regenwassersy-
stems und verstärkt die Proble-

me bei Starkregen. Bis Ende 
2021 soll jetzt eine erhebliche 
Vergrößerung des Regenwas-
serrückhaltebeckens vorgenom-
men werden. Die öffentliche 
Diskussion darum drehte sich 
bisher hauptsächlich um die 
Errichtung einer Baustraße ent-
lang der Krückau. Dass die Ab-
wassereinleitung der Meierei/
Käsefabrik ein wesentlicher 
Grund für den Notstand ist, 
wird kaum thematisiert. Die 

Barmstedter Bevölkerung bleibt 
bisher uninformiert, stattdes-
sen wird sie zur Kasse gebeten: 
von 0.46 Euro auf 0.52Euro 
pro Quadratmeter versiegelter 
Fläche hat der AZV ab 2020 
die Niederschlagswassergebühr 
erhöht, „insbesondere“ wegen 
der „Modernisierungsmaßnah-
men“ am Regenrückhaltebe-
cken am  Küsterkamp, die zu ei-
nem guten Teil durch die hohen 
Einleitungen der Meierei/Käse-
fabrik erforderlich sind.

B

Haushalte, Kleinbetriebe und 
mittelständischen Unternehmen 
zur Kasse gebeten. Die Strom-
preise in Deutschland sind 
mittlerweile die zweithöchsten 

in Europa. „Die BALL hat in ih-
rem Kommunalwahlprogramm 
erklärt, dass sie keiner Strom-
preiserhöhung zustimmen wird. 
Daran halten wir uns. Die Strom-

ie Stadtvertretung be-
schloss mit den Stim-
men von CDU, FWB 

und SPD eine Erhöhung der 
Strompreise zum 1.1.2020 um 
8.5 % beim Arbeitspreis. Die 
BALL-Fraktion lehnte geschlos-
sen die Strompreiserhöhung 
ab, ebenso eine Stadtvertre-
terin der SPD und der GRÜ-
NEN. Ein erheblicher Teil der 
Strompreiserhöhung geht auf 
die Erhöhung der Umlage für 
Erneuerbare Energien (EEG) 
zurück. Die konzernfreundliche 
Polit ik der CDU/CSU/SPD-
Bundesregierung  hat gut 2000 
stromintensive Unternehmen 
von der Zahlung der EEG-
Umlage – sowie von weiteren 
Abgaben – befreit ,  dement-
sprechend mehr werden die 

Bürgerbus-Infoveranstaltung
it einem Bürgerbus könnte nicht nur die Mobilität zwischen 
den Umlandgemeinden und der Stadt Barmstedt verbessern 
werden, sondern dies wäre auch eine Maßnahme gegen 

den Klimawandel. Der Sozialausschuss der Stadt Barmstedt hatte das 
Thema Ende 2019 aufgegriffen. Jetzt laden die Stadt Barmstedt und 
die Agentur Landmobil gemeinsam zu einer Informationsveranstaltung 
Bürgerbus ein. Sie findet statt am Mittwoch, den 26. Februar 2020 
um 19 Uhr im Rathaus Barmstedt, Am Markt 1. Als Referenten 
werden die Experten der Agentur Landmobil, Dr. Holger Jansen und 
Ralph Hintz erwartet. Sie haben in den letzten Jahren rund 60 Bürger-
busprojekte im Schleswig-Holstein auf die Strasse gebracht.
Bürgerinnen und Bürger mit Interesse am Thema Bürgerbus sind auf 
der Veranstaltung herzlich willkommen.

DDr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

preiserhöhung trifft Menschen 
mit geringem Einkommen 
besonders stark . Das lehnen 
wir ab“, so BALL-Stadtvertreter 
Klaus Kuberzig. Die BALL kriti-
siert weiterhin, dass bundes-
weit zahlreiche Industriebetrie-
be – so auch die Meierei/Kä-
sefabrik – zusätzlich noch vor 
den Bürgern geheimgehaltene 
Sondertarife für den Strombe-
zug erhalten. Die Großkonzerne 
zahlen dabei weniger als eine 
Rentnerin. Das ist absurd, wenn 
man an den Klimaschutz denkt.
Die Angaben zu den Preiser-
höhungen betreffen Haushalte, 
die Strom in einem Grundver-
sorungstarif beziehen.  Laut 
Bundesnetzagentur sind das 
etwa 27 Prozent al ler Haus-
halte .

it Jahresbeginn über-
nahm die Johanniter-
Unfall-Hilfe die Schulkin-

derbetreuung an der GSS und JKS 
sowie die Organisation der Kurse 
der Offenen Ganztagsschule. Die 
Kosten steigen von 10,- pro Halb-
jahr auf 25,- Euro im Monat, eine 
Steigerung von 1150%. Die Eltern 
haben wenig Verständnis für die 
Preissteigerung für die Teilnahme 
an den Nachmittagskursen, die 
nicht mit einer Leistungssteige-
rung einher geht und damit nicht 
gerechtfertigt ist. Im März wird sich 
der KSS-Ausschuss mit dem Thema 
befassen und eine Bewertung vor-
nehmen. Die BALL möchte hier eine 
deutliche Kostenreduzierung errei-
chen, damit das Kursangebot für 
möglichst viele Kindern nutzbar ist. 

M

Preissteige-
rung für 
OGTS-Kurse

Raimond Bauer
Ausschuss Bau- u.
Umweltausschuss

M

AfD-Veranstaltung in Henstedt-Ulzburg:

Anschlag gegen Anti-AfD-Demonstranten 
m Rande einer Kundge-
bung gegen eine Ver-
anstaltung der AfD vor

dem Bürgerhaus in Henstedt-Ulz-
burg wurden am 17.10.2020 vier 
Protestierende von einem Anhän-
ger der rechtsradikalen Partei mit 
einem Auto angegriffen und zum 
Teil schwer verletzt. 

Nach Darstellung der Betrof-
fenen war der junge Mann mit 
einem VW-Amarok direkt auf die 
Antifaschist*innen zugefahren 
und hatte dabei den schweren
Pick Up auf den Gehweg gelenkt. 
Während er einen der Angegrif-
fenen mit dem Kotflügel erfasste, 
wurde der andere über die Mo-
torhaube geschleudert. Anschlie-
ßend setzte der Fahrer seine Jagd 
fort, verfolgte über eine Grünflä-
che noch zwei weitere Menschen 
und verletzte eine Frau.

Neben einer politischen hat 
dieser Vorfall auch eine regionale 
Dimension, da einer der Verletz-
ten aus Elmshorn kommt. Obwohl 
sich am darauffolgenden Tag 
rund 300 Menschen an einer De-
monstration in Henstedt-Ulzburg 

beteiligten, um ihre Solidarität mit 
den Betroffenen zum Ausdruck zu 
bringen, waren die öffentlichen 
politischen Reaktionen insgesamt 
verhalten. Unglaublich: Aus dem 
offensichtlichen Anschlag gegen 
Anti-AFD-Protestierende machte 
die Polizei anfangs lediglich Er-
mittlungen wegen „gefährlichen 
Eingriffs in den Straßenverkehr“.
Mittlerweile ermittelt die Staats-
anwaltschaft auch wegen schwer-
er Körperverletzung und der 

„Staatsschutz“ hat sich einge-
schaltet. Insgesamt jedoch waren 
aus der Parteienlandschaft und 
Öffentlichkeit angesichts der 
Schwere des Anschlags zu wenige 
Stimmen der Empörung oder der 
Solidarität zu vernehmen. 

So fühlt sich der Elmshorner 
Antifaschist auch allein gelassen.

„Wenn Menschen Ziel eines An-
schlages werden, dann erwarte 
ich einen Aufschrei. Ein jeder An-
griff auf Menschen, die sich der 

Demokratie zugehörig fühlen 
und für eine emanzipatorische 
Welt eintreten, ist ein Angriff auf 
genau diese Freiheit.“

Wer mit einem Auto gezielt 
Menschen angreift, nimmt ihren 
Tod billigend in Kauf und hat zwei-
felsohne den demokratischen Bo-
den der politischen Auseinander-
setzung verlassen oder nie betre-
ten. Eine Partei, deren Mitglieder
wiederkehrend rassistische und
antisemitische  Positionen vertre-
ten und vielfach offen mit dem
NS-Staat sympathisieren, verfolgt
in letzter Konsequenz eine Poli-
tik, welche die Menschenwürde 
in Frage stellt und politisch An-
dersdenkende einschüchtern soll.
Dagegen müssen alle Demokrat*
innen, gleich welcher Couleur, 
zusammenstehen.

Dazu noch ein paar ermutigen-
de Worte aus Elmshorn: „Der An-
schlag hat keinen Einfluss in die
Richtung, dass ich mich nun nicht
mehr engagiere. Das werden sie 
niemals schaffen. Ich gehe wei-
ter meinen Weg und hoffe, dort 
viele Menschen anzutreffen.“

A

Holstenring: Mieter wehren sich 
ie Feuerrauchmelder in 
den Wohnungen werden 
nicht mehr gewartet und 

sind außer Betrieb. Der Fahrstuhl 
im Holstenring Nr. 8 steht 17 Tage
still, bevor die Reparatur nach mas-
siven Protesten – u. a. durch die
BALL – ausgeführt wird. Die An-
wohner müssen mit ihren Einkauf-
staschen mehrere Stockwerke Trep-
pen steigen. Fenster sind undicht 
und andere Reparaturen werden 
nur schleppend ausgeführt. Der 
Hausmeister kommt aus Neumün-
ster und darf (mittlerweile) zwar 
Mängel entgegennehmen, aber 
nur tätig werden, wenn die Haus-
verwaltung mit Sitz in Berlin das 
genehmigt. Aber das kann Tage 
oder Wochen dauern.

Seitdem die gemeinnützige Woh-
nungsbaugenossenschaft Adlers-
horst die Hochhäuser am Holsten-
ring und am Weidkamp 2013 an

die ZBI-Immobiliengruppe verkauft
hat und die diese mittlerweile von
der AFP-Nord in Luxemburg über-
nommen wurden, sind Mieten 
und Nebenkosten bzw. Heizkos-
tenabrechnungen kontinuierlich 
gestiegen. 

Was sind das für Immobilien-
unternehmen, die jetzt im Holsten-
ring das Geld einstreichen? Auf 
der Internetseite der ZBI-Gruppe 
stellt sich das Unternehmen wie
folgt vor: „Mit 23 Jahren Erfahr-
ung am Wohnimmobilienmarkt 
gilt die ZBI-Gruppe als einer der
führenden Spezialisten für deut-
sche Wohnimmobilien. Seit dem
Jahr 2002 konzipiert das Emis-

sionshaus erfolgreich Wohnimmo-
bilienfonds für private und insti-
tutionelle Anleger und verfügt 
mit seinen 19 bisher aufgelegten
Fonds über eine nachhaltig posi-
tive Leistungsbilanz. Aktuell wer-
den rund 62.000 Wohneinheiten 
von der ZBI Gruppe verwaltet, 
das bislang realisierte Transak-
tionsvolumen liegt bei rund 10,7 
Mrd. Euro. Um überdurchschnitt-
liche Erträge (Gewinne) zu er-
wirtschaften, wählen wir unsere 
Investitionsobjekte sorgfältig aus“. 

Über die jetzigen Eigentümer, 
die AFP-Nord, kann man wenig an
 Informationen finden. Eines steht
jedoch fest: es ist kein Wohlfahrts-
verband, sondern die wollen das 
Geld ihrer Fondsanleger ebenfalls 
überdurchschnittlich vermehren. 
Dabei möchten die Eigentümer 

„ihre Hände nicht schmutzig ma-
chen”. Deshalb hat die AFP-Nord 
die WVB Centuria als deutsch-
landweit tätiges Hausverwaltungs-
unternehmen eingeschaltet. 

Wenn die WVB Centuria etwas 
von den Mietern will, kommt sie 
auf sie zu. Wenn die Mieter am 
Holstenring Probleme haben, ist 
die  Hausverwaltung  telefonisch 
für sie nicht erreichbar. Über die 
Ziele der WVB Centuria ist zu 
erfahren, dass es ihnen darum 
geht, „maximale Erträge für ihre 
Investoren zu erzielen. Kosten-
senkung bei Optimierung des 
in der Immobilie gebundenen 
Vermögens. Durchführung von 
Mieterhöhungen zur Steigerung 
von Nettokaltmieten”(Quelle: 
www.wvbcenturia.de). Aktuell 
werden Wohnungen am Holsten-
ring zwischen 8,91 – 9,12 Euro 
pro m2 an Kaltmiete zuzüglich 
horrender Nebenkosten inseriert.

1990 gab es in Deutschland 
noch etwa 3 Millionen Sozialwoh-
nungen, aktuell sind es laut Schät-
zungen des Deutschen Mieter-
bundes nur noch 1,25 Millionen. 
Und die Zahl verringert sich wei-
ter. Zwar werden jährlich knapp 

D
D ie Stadtwerke Barm-

stedt prozessieren aktu-
ell vor Gericht mit der 

EDV-Dienstleistungsgesellschaft-
C319. Mit dieser hatte Stadt-
werke-Chef Fred Freyermuth 
2017 einen über fünf Jahre lau-
fenden Dienstleistungsvertrag 
mit einem Auftragsvolumen 
von über einer Million Euro ab-
geschlossen. Im Jahre 2019 be-
endeten die Stadtwerke die Zu-
sammenarbeit mit C319 fristlos 
wegen verschiedener Unregel-
mäßigkeiten. C319 klagte ge-
gen die Kündigung. Mit einem 
Urteil, bei dem es um sehr viel 
Geld geht, wird im Frühjahr 
gerechnet. Das ist das Eine.

Das Zweite ist ebenso hei-
kel. In der Presse wurde über 
den Prozessbeginn berichtet. 
Daraufhin gab es einige kriti-
sche Hinweise und Nachfragen 
aus der Bevölkerung unserer 
Stadt. Es tauchte die Frage auf, 
ob bei der Vergabe des Millio
nenauftrags an C319 alles mit 
rechten Dingen zugegangen sei. 
BALL-Fraktionsvorsitzender 
Dr. Günter Thiel stellte daher 

auf der öffentlichen Sitzung 
des Werkausschusses am 
27.11.2019  zwei Anfragen an 

den Werkausschussvorsitzen-
den bzw. die Bürgermeisterin: 
1) Ist seinerzeit der Leistungs-
auftrag an die C319 GmbH über 
rd. 1 Mio. Euro eigentlich öf-
fentlich ausgeschrieben worden 
bzw. ist bei der Auftragsverga-
be eigentlich das Vergaberecht 
beachtet worden?
2) Ist die Auftragsvergabe an 
die C319 seinerzeit eigentlich 
im Einklang mit dem Ortsrecht 
erfolgt bzw.
a) Wurden die Bürgermeisterin 
bzw. der zuständige Ausschuss 
vor der Auftragsvergabe in die-
ser beträchtlichen Größenord-
nung informiert?
b) Hätte nicht ein städtisches 
Gremium angesichts der Höhe 
des Auftrags zustimmen 

müssen?
Es kam keine Antwort statt-
dessen: betretenes Schweigen 
im Raum. Die Bürgermeisterin 
wurde daraufhin gebeten, die 
beiden Fragen auf der nächsten 
öffentlichen Sitzung der Stadt-
vertretung zu beantworten, 
was dann auch am 17.12.2019 
erfolgte. Sie stellte fest:
n   dass der Millionenauftrag 
an C319 ohne Ausschreibung 
vergeben wurde und
n   dass weder sie noch der 
zuständige Ausschuss bzw. der 
Vorsitzende informiert worden 
waren.
Nach dieser Erklärung herrschte 
wieder Stille im Saal – und es 
war nicht jene vorweihnacht-
liche Stille.

Testmobilmachung
gen Osten: Mehr
als im Kalten Krieg

D
bwohl Angela Merkel 
im letzten Jahr den Klima-
schutz zur Chefinnen-sa-

che erklärt hat, ist der Kohleaus-
stiegsplan der Bundesregierung 
ein Verrat an Klima und Gesell-
schaft. Das Ausstiegsdatum 2038 
ist für den historisch viertgröß-
ten Klimaverschmutzer Deutsch-
land ein zu geringer Beitrag und 
ein Bruch des Pariser Klimaab-
kommens. Der Abschaltplan für 
die Kohlekraftwerke kündigt 
den ohnehin viel zu schwachen 
Kohlekompromiss auf und macht 
ihn zu einem „Minikompromiss”. 
Den Kohlekonzernen werden 
klimaschädliche Mehremissionen 
von rund 180 Millionen Tonnen 
geschenkt. Das entspricht vier 
Jahre Klimaschutz von ganz 
Deutschland.

Für den Ausstieg aus der Braun-
kohle sind im Gesetzesentwurf 
noch gar keine Regelungen ent-
halten. Die Regierung will keine 
Konfrontation mit den Energie-
konzernen. Statt regulierend 
einzugreifen, verhandelt sie mit 
den Betreibern und bietet denen 
Kompensationen aus Steuermit-
teln an, obwohl mehrere Rechts-
gutachten zu dem Schluss kamen,
dass die Regierung den Betrei-
bern keine Entschädigung zahlen 

m den 75. Jahrestag 
der Beendigung des 
zweiten Weltkriegs 

herum findet in Europa bis zur 
russischen Westgrenze eines 
der aufwändigsten NATO-Ma-
növer statt.

Entgegen allen Ankündi-
gungen begann das Großma-
növer „Defender Europa 20” 
bereits Ende Januar mit den 
ersten US-Truppenverlegun-
gen quer durch Deutschland. 
Es ist eines der größten Manö-
ver von Landstreitkräften seit 
Ende des Kalten Krieges. Laut 
Bundeswehr soll das Manöver 
bis Ende Mai andauern. Be-
teiligt sind insgesamt 37.000 
Soldatinnen und Soldaten aus 
16 NATO-Staaten. Bis zu 
20.000 US-Soldaten mit ent-
sprechendem schwerem Gerät 
wie ca. 40.000 Panzer und 
anderen Fahrzeugen werden 
über den Atlantik und an-
schließend quer durch Europa

an die russische Grenze trans-
portiert. Ziel des Manövers ist 
neben der Zurschaustellung 
militärischer Überlegenheit 
der NATO die Demonstration 
einer blitzschnellen Verlegung 
kampfstarker Großverbände 
aus den USA nach Osteuropa. 
Damit stellt es eine Provoka-
tion gegenüber Russland dar. 
Auf zwölf unterschiedlichen 
Routen, die Land-, Luft- und 
Wasserwege umfassen, wer-
den die Soldaten auch die zi-
vile Infrastruktur der Bundes-
republik im großen Umfang 
nutzen. Dabei werden nicht 
nur zahlreiche Bundeswehr-
standorte in die Kriegslogistik 
eingebunden, sondern auch 
Häfen (Bremerhaven, Duis-
burg), Flughäfen (Hamburg, 
Frankfurt am Main) sowie 
Schienen und Straßen. Die 
Deutsche Bahn hat im Vorfeld 
des Manövers eigens zusätz-
liche Schwerlastwaggons für 
Panzertransporte angeschafft. 
In Polen und im Baltikum soll 
dann der Krieg gegen Russ-
land geprobt werden.

Es ist das ständig über 
viele Medien verbreitete Argu-
mentationsmuster: Russland 
ist aggressiv, Präsident Putin 
will „den Westen“ destabili-
sieren, nur die NATO ist in der 
Lage, durch Abschreckung dem 

russischen Expansionsdrang 
Einhalt zu gebieten. Diese 
Propaganda hat einen Grund: 
Ohne ein von der Bevölkerung 
akzeptiertes Feindbild und ohne 
ein latentes Bedrohungsgefühl ist 
die weitere Aufrüstung der NATO 
und insbesondere die geplante 
jährliche Verdoppelung des Bundes-
wehretats nicht zu begründen. 

Mit dem Großmanöver soll 
auch die Illusion verbreitet wer-
den, einen möglichen Krieg ge-
gen Russland gewinnbar führen 
zu können. Diese Rechnung hat 
nur einen entscheidenden Denk-
fehler: Sie unterstellt, dass ein 
solcher Krieg hinsichtlich des

eingesetzten Waffenspektrums 
und seiner geografischen Aus-
dehnung begrenzbar wäre, dass 

also die russischen Streitkräfte in 
einem solchen Konflikt der Regie
 der NATO folgen würden. Für 
diese Annahme gibt es allerdings 
keinen belastbaren Beleg. Ein 
Krieg an Russlands Grenzen würde 
sich kaum auf nichtatomare Waf-
fen beschränken lassen und wenn 
er ausgebrochen wäre, würde 
auch das Territorium der Bundes-
republik zum Zielgebiet gegne-
rischer Atomraketen und zum 
Schlachtfeld werden. Wer also 
glaubt, dass die Bundesrepublik 
Deutschland im Kriegsfall „kein 
Frontstaat“ wäre und sich der 
Krieg mit allen seinen Folgen 
weit im Osten abspielen würde, 
unterliegt einem großen Irrtum.  

Unter dem Motto NEIN zum 
NATO-Kriegsmanöver hat sich 
die Friedensbewegung auf Akti-
onskonferenzen mit dem Groß-
manöver beschäftigt. Folgende 
Forderungen wurden aufgestellt:
n  Entspannungspolitik und 
politische Konfliktlösungen statt 
militärischer Konfrontation
n  Kooperation mit Russland 
in einem gemeinsamen „Haus 
Europa”
n  konsequente Abrüstung und 
Umverteilung der freiwerdenden 
Mittel 
Dafür werden die Friedens-
aktivisten überall während des 
Manövers demonstrieren.

BALL – damit man draußen sieht, was drinnen geschieht:

Millionenauftrag ohne Ausschreibung

Kohleausstiegskompromiss der Bundesregierung:

Es reicht einfach nicht

U

Der BALL-Fraktionsvorsitzende 
fragte daraufhin, wie es denn 
nun weitergehen würde; schließ-
lich sei der Vorgang keine Kleinig-
keit. Die Vergabe eines Millio-
nenauftrags ohne Ausschrei-
bung ist ein eklatanter Verstoß 
gegen das Vergaberecht und 
kann nicht folgenlos sein. Die 
Vermutung liegt zudem nahe, 
dass die Stadtwerke und damit 
die Stadt bei einer Ausschrei-
bung beträchtliche Beträge 
hätten einsparen können. 
Zudem hat der Vorgang noch 
einen gewissen Beigeschmack – 
weil angeblich der Inhaber der 
Fa. C319 dem Werkleiter per-
sönlich nicht gerade unbekannt 
war. 

Weiter gegen 
den „Wasser-
raub“

O
er „Wasserraub“: Die 
Meierei verbraucht 
mehr Wasser als alle 

Barmstedter/innen zusammen.
Für das Wasser aus dem eige-
nen Brunnen bezahlt sie quasi 
nichts, für die großen Mengen 
von den Stadtwerken sehr 
wenig . Um bei der Bevölke-
rung keine Empörung auf-
kommen zu lassen, werden 
diese „Sondertarife“ geheim 
gehalten. Das darf so nicht 
weiter gehen. Die BALL for-
dert vom Gesetzgeber, dass 
zum Schutze des Trinkwassers 
mit den Wassergeschenken für 
Industriebetriebe Schluss ge-
macht wird. Die  industriellen 
Wasserentnahmemengen sind 
deutlich zu reduzieren. Die Po-
sition der BALL:  1) Der Preis 
für Wasserlieferung an Indus-
triebetriebe muß bei höherem 
Verbrauch teurer und nicht 
billiger wird.  2) Wir erwarten, 
dass der AZV den extra für die 
Meierei/Käsefabrik erlassenen 
Billigtarif von 0.19 Euro/m3 für 
die Einleitung von Brüdenwas-
ser in die Regenwasserkanalisa-
tion (!) deutlich erhöht.

müsse. Trotzdem hat sie ihnen 
Milliarden Euro in Aussicht ge-
stellt, u. a. für die Abschaltung 
von Kohlekraftwerken, die so-
wieso schon kurz vor dem Ende 
standen. Allein RWE will die 
Bundesregierung gut  zweiein-
halb Milliarden Euro zuschieben. 

Dann statt Ausstieg Neueinstieg: 
Mit „Datteln 4“ soll ein neues 
Steinkohlekraftwerk ans Netz 
gehen. 
Bis 2022 sollen 7 Gigawatt an 
Kohlekraftwerken abgeschaltet 
werden. Um das vorgesehene 
Klimaziel für 2020 zu erreichen, 
wären aber mehr als das Dop-
pelte, 16 Gigawatt, nötig gewe-
sen. Jetzt wird das Ziel, wenn es 
gut läuft, erst 2025 erfüllt. Wie 
dann das nächste Ziel – minus 
55 Prozent CO2 bis 2030 – in 

nur fünf Jahren erreicht werden 
soll, das bleibt wohl das Geheim-
nis der Regierung. Besonders 
bitter: Bis 2038 – also noch 19 
Jahre – sollen Kohlekraftwerke 
weiterlaufen. Dabei ist schon 
mit der Forderung, bis 2030 
aus der Kohle auszusteigen, das 

1,5-Grad-Ziel Erderwärmung nur 
gerade so noch zu erreichen.

Seit Jahren kämpft die Klim-
abewegung für einen schnellen 
Kohleausstieg. Dabei hat sie den 
Rückhalt der Bevölkerung: Zwei 
unabhängige Umfragen haben 
gezeigt, dass eine Mehrheit der 
Bevölkerung (67 Prozent) einen 
schnellen Kohleausstieg bis 2025 

– statt 2038 – bevorzugt. 
Für einen ernsthaften Klima-

schutz müssen wir weiter auf die 
Straße gehen.
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